
(21), afghanischer
Pflegesohn einer Löhner Fa-
milie, hat eine bemerkenswer-
te Begegnung gehabt. Er traf
den früheren Präsidenten sei-
nes Heimatlandes, Hamid
Karzai, bei einer Afghanistan-
Tagung. Beide waren Gäste im
evangelischen „Haus Villigst“
in Schwerte und sprachen am
Rande kurz über die Lage in
ihrem Land. FOTO: BRÖENHORST

(61), Vor-
sitzende der größten Lehrer-
gewerkschaft in NRW, der Ge-
werkschaft Erziehung und
Wissenschaft, fordert einen
Durchbruch bei der Besol-
dung für Lehrkräfte an
GrundschulenundSchulender
Sekundarstufe I. „Wer wirk-
sam etwas gegen Lehrerman-
gel tun wolle, muss Lehrkräfte
vernünftig bezahlen.“ FOTO: GEW

PERSÖNLICH

Landtagspräsident André Kuper (CDU) über seinen Umgang mit der AfD, über
einen Erweiterungsbau des Landtags und eine zentrale Dauerausstellung zur Historie des Landes

Herr Kuper, Sie sind jetzt Mit-
glied des renommierten Hei-
matvereins „Düsseldorfer Jon-
ges“. Sind Sie inzwischen mehr
Düsseldorfer als Rietberger?
ANDRÉ KUPER: Ich bin auf
dem Weg, beides zu werden
(lacht). Natürlich bin ich viel
in Düsseldorf, aber Rietberg
bleibt meine Heimatstadt.

Seit sieben Monaten sind Sie
Landtagspräsident. Was reizt
Sie an dem neuen Job?
KUPER: Die Vielfalt des Am-
tes. Ich bin Repräsentant des
Landtags und protokollarisch
höchster Repräsentant des
Landes. Außerdem bin ich
Chef einer Verwaltungmit 300
Mitarbeitern, und ich leite die
Sitzungen des Landtags, des
Präsidiums und des Ältesten-
rats. Darüber hinaus bin ich als
Abgeordneter auch Mitglied
meiner Fraktion und Vertre-
ter unserer Region und des
Kreises Gütersloh – alles in al-
lem eine sehr schöne Aufgabe.

Sie wollen den Landtag und die
Landespolitik bekannter ma-
chen. Warum sollten die Men-
schen sich für Landespolitik in-
teressieren?
KUPER: Dass hier im Land-
tag entscheidende Dinge be-
schlossen werden, wird von
vielen gar nicht wahrgenom-
men.Das gilt beispielsweise für
die Bereiche Schule, Kinder-
gärten, Verkehr oder innere
Sicherheit. Es wird Zeit, dass
das bekannter wird. Dazu
kommt: Wir erfahren gerade
– auch in Deutschland – dass
unsere Demokratie gar nicht
so sicher und so selbstver-
ständlich ist, wie viele das im-
mer geglaubt haben.

Was können Sie denn für die Si-
cherung der Demokratie tun?
KUPER: Wir wollen positive
Demokratie-Erlebnisse schaf-
fen. Wir sollten allen 150.000
Schüler und Schülerinnen in
NRW eine Begegnung mit
Parlamenten ermöglichen,
beispielsweise hier im Landtag
oder durch Besuche von uns,
dem Landtagspräsidium, in
denSchulen.Wirwollen inden
nächsten Jahren die Zahl der
Schüler, die zu uns nach Düs-
seldorf kommen, verdoppeln.
Zurzeit sind es 30.000 pro Jahr.

Viele bedauern den Weggang
von FDP-Chef Christian Lind-
ner nach Berlin, weil damit der
herausragende Redner des
Landtags die Bühne verlassen
hat. Wie beurteilen Sie das De-
battenniveau im Landtag?
KUPER: Mit der Neuwahl des
Parlaments ist knapp die Hälf-
tederAbgeordnetenneu inden
Landtag gekommen. Ich fin-
de, dass eine Vielzahl von jun-
gen Kollegen, die gerade ihre

Jungfernreden hinter sich ha-
ben, schon bemerkenswert gut
gesprochen haben. Und viel-
leicht wird ja der eine oder an-
dere, der bislang im Schatten
des Rhetorikers Lindner stand,
sein Talent jetzt besser ent-
falten können.

Aus Ihrer Sicht ganz rechts im
Plenarsaal sitzen die Abgeord-
neten der neuen AfD-Fraktion.
Sind das Ihre Sorgenkinder?
KUPER: Eine gewisse Sorge
gibt es, ja. Es gab schon einige
Rügen wegen Redebeiträgen,
die aus unserer Sicht zu be-
anstandenwaren. Ichsetzeaber
weniger auf formale Rügen als
aufkritischeGesprächemitden
betroffenenAbgeordneten. Ich
habe bereits mehrere solcher
Gespräche geführt, die meis-
ten von ihnen waren kons-
truktiv und wirkungsvoll. Ob
das nachhaltig ist, muss man
abwarten.

In der Schublade der Landes-

politik liegt der Plan einer
räumlichen Erweiterung des
Landtags. Wollen Sie diese Plä-
ne vorantreiben?
KUPER: Ja, dafür setze ich
mich ein. Derzeit fehlen Sit-
zungsräume. Zudem ist die
Unterbringung der Verwal-
tungsmitarbeiter unbefriedi-
gend, weder effektiv noch ef-
fizient. Die 300 Mitarbeiter
sind auf vier Standorte in Düs-
seldorf verteilt. Damit sind
auch jährliche Mietkosten in
Höhe von drei Millionen Euro
verbunden. Im Arbeitsminis-

terium sind beispielsweise 60
Büros auf mehrere Standorte
innerhalb des Gebäudes ver-
teilt. Das entspricht nicht dem,
was wir unter moderner Ver-
waltung verstehen. Eine Zu-
sammenlegung dieser Verwal-
tung durch eine Erweiterung
würde sich schnell amortisie-
ren. Darüber werden wir mit
den Landtagsfraktionen spre-
chen undmöglichst nach einer
breiten Mehrheit suchen.

Haben Sie sich ein zeitliches Ziel
gesetzt?

KUPER: Je eher, desto besser.
Ich habe mir das Ziel gesetzt,
dass noch in dieser Landtags-
periode über konkrete Pläne
inklusive Kostenschätzung
entschieden werden soll. Ob es
indieserLandtagsperiodenoch
zu einem ersten Spatenstich
kommt, vermag ich nicht zu
sagen.

Ein anderer, längerfristiger Plan
besteht darin, ein „Haus der
Geschichte“ für NRW zu er-
richten. Wie steht es damit?
KUPER: Nordrhein-Westfa-
len ist jetzt über 70 Jahre alt.
Es gibt aber kein zentrales
Haus, in dem die Geschichte
dieses Bundeslandes darge-
stellt wird. Ich habe in den ver-
gangenen Wochen viele Ge-
spräche geführt, auch mit dem
Ministerpräsidenten. Wir sind
zu dem Ergebnis gekommen,
dass nicht ein Ministerium,
sondern der Landtag unter
Einbeziehung möglichst vieler
Fraktionen die Federführung
übernehmensoll.Deshalbwird
es wohl für die nächste Ple-
narsitzung einen interfraktio-
nellen Antrag für die Schaf-
fung eines Hauses der nord-
rhein-westfälischen Ge-
schichte geben.

Das soll dann in der Villa Ho-
rion in Düsseldorf entstehen?
KUPER: Über den Standort
wird noch zu sprechen und zu
entscheiden sein. Auf einem
Drittel der Fläche der Villa
Horion wird zurzeit die Ge-
schichte des Parlamentaris-
mus in NRW dargestellt. Der
Rest des Gebäudes wird vom
Petitionsausschuss des Land-
tags genutzt. Wie groß der
Raumbedarf am Ende sein
wird, hängt ja auch von dem
Konzept ab, das zunächst von
Wissenschaftlern erarbeitet
werden sollte.

Wie könnte dieses Konzept aus-
sehen?
KUPER: Eine Frage ist bei-
spielsweise,obwirmehralsnur
die engere politische Ge-
schichte von 70 Jahren NRW
in den Fokus nehmen. Zu
Nordrhein-Westfalengehört ja
auch die Geschichte der Arbei-
terbewegung, die Geschichte
des Bergbaus oder die der re-
generativen Energien. Auch in
der Geschichte der Frauenbe-
wegung hat NRW eine be-
sondereRolle gespielt.Unddas
sind nur wenige von vielen
Beispielen.

Kann das Haus der Geschichte
noch in dieser Landtagsperiode
eröffnet werden?
KUPER: Das wäre ein sehr
ambitionierter Plan.

Das Gespräch führte
Lothar Schmalen

Der Rietberger André Kuper im Gespräch mit dieser Zeitung. FOTO: RALPH SONDERMANN

Das Land muss immer weniger Menschen unterbringen. Erstaufnahmen und zentrale Sammelunterkünfte sind zwei
Jahre nach dem großen Andrang schwach ausgelastet. Anders sieht das bei Wohnungen aus

¥ Düsseldorf (lnw). Zwei
Jahre nach dem großen
Flüchtlingsandrang sind die
Erstaufnahmen und zentralen
Sammelunterkünfte in Nord-
rhein-Westfalen nur noch zur
Hälfte belegt. Derzeit stehen
22.000 Plätze in NRW zur Ver-
fügung, wie das Flüchtlings-
ministerium auf Anfrage mit-
teilte. Zum Vergleich: Im De-
zember 2015 gab es insgesamt
78.000 Plätze, die mit 50.000
Flüchtlingen belegt waren.
Für die Kommunen und das

Land habe sich die Situation
im vergangenen Jahr weitest-
gehend entspannt, hieß es.
Notunterkünfte wurden ge-
schlossen, Einrichtungsplätze
abgebaut. Ein Großteil der

Menschen sei mittlerweile in
Wohnungen umgezogen.
Für die Erstaufnahme ste-

hen in NRW derzeit
42 Unterkünfte in festen Ge-
bäuden zur Verfügung – deut-
lich weniger als im Dezember
2015, als es noch 264 Ein-
richtungen waren.
Bundesweit sind um die

100.000 Plätze nicht belegt –
obwohl neben NRW auch vie-
le andere Länder die 2015/2016
eilig aufgebauten Kapazitäten
bereits deutlich reduziert ha-
ben. Gleichzeitig gibt es gera-
de in Ballungsräumen Schwie-
rigkeiten, Zuwanderer dauer-
haft mit Wohnungen zu ver-
sorgen, wie eine Umfrage er-
gab. Seit geraumerZeit sinddie

Flüchtlingszahlen in Deutsch-
land stark rückläufig.
Etliche Bundesländer wol-

len die Aufnahmekapazitäten
weiter verringern und umbau-

en. Allerdings bestehen dabei
erheblicheUnsicherheiten,wie
sich die Flüchtlingsbewegun-
gen von Afrika und Asien nach
Europa weiter entwickeln.

„Wir müssen darauf vorbe-
reitet sein, dass sich die Si-
tuation schlagartig verändert
und wieder sehr viel mehr
Flüchtlinge den Weg nach
Deutschland finden“, umreißt
Niedersachsens Innenminister
Boris Pistorius (SPD) die Si-
tuation.
Für die dauerhafte Unter-

bringung von Asylbewerbern
nach Erstaufnahme und mit-
unter folgender, zeitlich be-
grenzter Erstunterbringung in
Landeseinrichtungen sind in
der Regel die Kommunen zu-
ständig. Dort gibt es oft er-
hebliche Probleme, den Men-
schen reguläre Wohnungen
anzubieten – weil preiswerter
Wohnraum schlicht fehlt.

In immer mehr Flüchtlingsunterkünften in NRW
gibt es freie Kapazitäten. FOTO: DPA

Die Verteidiger werfen
der Anklage Einseitigkeit vor

Von Dorothea Hülsmeier

¥ Düsseldorf. „Hier sitzennur
Sündenböcke.“ Der Satz eines
Verteidigers hallt am fünften
Verhandlungstag im Lovepa-
rade-Prozess durch den Düs-
seldorfer Messesaal. Sieben
Jahre nach der Duisburger Ka-
tastrophe mit 21 Toten und
mehr als 650 Verletzten werde
das Verfahren nicht zu der er-
hofftenAufklärung führen. „Es
sitzen die Falschen auf der An-
klagebank“, sagt ein anderer
Anwalt. Angeklagt seien nur
„Verdächtige aus der zweiten
Reihe“.
Erstmals nahmen Verteidi-

ger der zehn Angeklagten der
Stadt Duisburg und des Ver-
anstalters Lopavent Stellung zu
denVorwürfen. Ihr Tenor: Für
das Sicherheitskonzept sei eine
Vielzahl von Personen zustän-
dig gewesen. Mögliche Haupt-
verantwortliche säßen gar
nicht auf der Anklagebank.
Eine Vielzahl von Umständen
werde ausgeblendet. Vor al-
lem die Polizei werde „aus der

Verantwortung herausgehal-
ten“ und ihre Rolle bei dem
„kommunikativen Desaster“
verdunkelt. „Die Anklage ist
eine Verteidigung der Verant-
wortlichen der Polizei und des
Innenministeriums“, sagte ein
Anwalt. „Das ist verstörend
und ein Skandal.“
Ausgeblendet werde der

Aspekt, dass in der „kritischen
Phase“ des Spektakels eine Ab-
stimmung seitens der Polizei
nicht möglich gewesen sei. Der
damalige Innenminister Ralf
Jäger habe sich unmittelbar
nach der Katastrophe vor die
Polizei gestellt und erklärt, sie
habe keine Fehler gemacht.
Die angeklagten Mitarbei-

ter des Duisburger Bauamts
wiesen alle Vorwürfe zurück.
Feuerwehr, Polizei, Sanitäter,
Verkehrsbetriebe, Politik – al-
le seien wochenlang mit der
Loveparade befasst gewesen.
Die Bauaufsicht habe nur eine
Nutzungsänderung des Ge-
ländes genehmigt. Man sei
nicht für das Sicherheitskon-
zept verantwortlich.

Zur Person: André Kuper
´ Geboren am 14. De-
zember 1960 in Wieden-
brück.
´ 1971 Eintritt in die
Junge Union, dann CDU.
´ 1984 bis 1987 Studium
der Verwaltungswissen-
schaften an der Fach-
hochschule für öffentliche

Verwaltung Bielefeld.
´ 1997 bis 2012 Bürger-
meister der Stadt Rietberg.
´ Seit 2012 Mitglied des
Landtags, zuletzt als stell-
vertretender Vorsitzender
der CDU-Fraktion.
´ Seit dem 1. Juni 2017
Präsident des Landtags.

Die Kunden erhalten schon Knöllchen,
wenn sie nur wenige Minuten parken

¥ Bielefeld (IK). Das Vorge-
hen einiger Politessen sorgt in
Bielefeld für Ärger. An einer
Straße in der Innenstadt gel-
ten seit September Parkbe-
schränkungen. Wer dort sein
Auto abstellt, muss eine Park-
scheibebenutzenundnachdrei
Stunden zurück sein. Vielen
Autofahrern ist die neue Re-
gelung offenbar unbekannt –
darunter Kunden einer Flei-
scherei. Sie erhalten regelmä-
ßig Knöllchen von Politessen,
die zuvor in der Fleischerei

Kaffee trinken und Brötchen
essen. „Dann rennen sie raus
und verteilen Knöllchen an
unsere Kunden, die wenige
Minuten parken“, schimpft
eine Mitarbeiterin. Anwohner
monieren, dass die neue Re-
gelung nicht ausreichend aus-
geschildert sei. Die Stadt sagt,
genügend Schilder aufgestellt
zuhaben.DieMitarbeiterinder
Fleischerei hofft auf Nach-
sicht gegenüber den Kunden.
Ansonsten bekämen die Poli-
tessen nichts mehr zu essen.

Ein 18-jähriger Afghane hatte
einen Gütersloher (22) angegriffen

¥ Bielefeld (dro). Der erst 18-
jährige Messerstecher vom
Bielefelder Kesselbrink kommt
vor Gericht. Die offizielle An-
klage lautet auf versuchten
Totschlag in Tateinheit mit
gefährlicher Körperverletzung
und Körperverletzung in
einem weiteren Fall.
Der afghanische Flüchtling

soll im September einen 22-
jährigen Gütersloher nieder-
gestochenhaben. Sechsmal soll
er zugestochen haben. Das
Opfer überlebte schwer ver-

letzt. Der Verdächtige wurde
später in der Nähe einer Asyl-
bewerberunterkunft gefasst.
Vor der Gewalteskalation

hatte es einen verbalen Streit
gegeben.DerAfghanesoll einer
jungen Frau einen Finger um-
geknickt haben. Als ihn das
spätere Opfer zur Rede stellte,
griff er zum Messer. Andere
Mitglieder aus der Gruppe des
Güterslohers wurden verletzt.
Ein Termin für den Prozess-
beginn steht laut Staatsan-
waltschaft noch nicht fest.
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